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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 164/06 B 

 

 

 
....................................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ............................................, 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft der Feinmechanik und Elektrotechnik, 
Gustav-Heinemann-Ufer 130, 50968 Köln, 
 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 9. August 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   S t e e g e   sowie die Richter   M ü t z e   und   Dr.  B e c k e r   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 10. April 2006 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a 

Abs 4 Satz 2 iVm § 169 des Sozialgerichtsgesetzes <SGG>). Der Kläger hat zur Begründung 

der Beschwerde entgegen § 160a Abs 2 Satz 3 SGG keinen Zulassungsgrund iS des § 160 

Abs 2 SGG (grundsätzliche Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) schlüssig darge-

legt oder bezeichnet.  

 

Der Kläger stützt seine Beschwerde zunächst auf den Zulassungsgrund der Divergenz. Eine 

Divergenz iS des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG ist nur dann hinreichend dargetan, wenn aufgezeigt 

wird, mit welcher genau bestimmten entscheidungserheblichen rechtlichen Aussage die ange-

griffene Entscheidung des Landessozialgerichts (LSG) von welcher ebenfalls genau bezeich-

neten rechtlichen Aussage des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des 

Bundes (GmSOGB) oder des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) abweicht (BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 21, 29 und 54).  

 

Hinsichtlich der gerügten Divergenz - einer Abweichung des vorliegenden Urteils des LSG 

Rheinland-Pfalz von der - nicht näher belegten - "Auffassung" des LSG Niedersachsen - man-

gelt es schon an der von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG geforderten Bezeichnung einer Entscheidung 

des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG, von der das LSG abweicht. 

 

Der Kläger hat auch den von ihm gerügten Verfahrensmangel nicht hinreichend "bezeichnet". 

Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel gel-

tend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend ge-

machte Verfahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines be-

stimmten Arztes) und 128 Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine 

Verletzung des § 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt 

werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt ist.  

 

Hinsichtlich der gerügten Verletzung der Amtsermittlungspflicht nach § 103 SGG durch das 

LSG mangelt es schon an der Bezeichnung eines Beweisantrags des Klägers, dem das LSG 

nicht gefolgt ist. 

 

Mit den Ausführungen in der Beschwerdebegründung unter 3. "dass hier ersichtlich auch eine 

grundsätzliche Bedeutung der Fragen vorhanden ist" wird weder eine Frage von 

grundsätzlicher Bedeutung iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG formuliert noch hinreichend 

nachvollziehbar dargelegt. 
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In seinen weiteren Ausführungen setzt der Kläger sich im Kern mit der Beweiswürdigung durch 

das LSG auseinander; darauf kann eine Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision 

jedoch nicht in zulässiger Weise gestützt werden (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG).  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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